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Beschönigen Landesregierungen fiskalische Kennziffern?

Björn Kauder, Niklas Potrafke, Fabian Ruthardt* und Christoph Schinke

Beschönigen Landesregierungen ihre Finanzplanung vor Landtagswahlen? Eine neue Studie geht die

ser Frage nach, indem verschiedene Finanzkennzahlen im Zeitraum 1980–2014 untersucht werden 

(vgl. Kauder et al. 2017). Die Ergebnisse zeigen, dass Regierungen in den alten Bundesländern kei

nen systematischen Einfluss auf die Finanzplanung nahmen. Im Gegensatz dazu unterschätzten die 

Regierungen in den neuen Bundesländern im Jahr vor einer Landtagswahl, verglichen mit anderen 

Jahren, die Landesausgaben systematisch um 0,20% des Bruttoinlandsprodukts (BIP), die Steuer

einnahmen um 0,36% des BIP und den Finanzierungssaldo um 0,30% des BIP. Somit unterschätzten 

die Regierungen in den neuen Bundesländern durch ihre niedrigeren Schätzungen der Landesausga

ben und Steuereinnahmen das Volumen ihrer Staatstätigkeit im Jahr vor der Landtagswahl. 

Regierungen schätzen das Niveau künf-
tiger Steuereinnahmen, Ausgaben und 
Schulden. Die realisierten Werte stimmen 
jedoch meist nicht mit den geschätzten 
Werten überein. Sind die Schätzfehler le-
diglich auf unvorhersehbare Ereignisse 
zurückzuführen, oder werden die fiskali-
schen Kennziffern systematisch beein-
flusst? Politiker könnten Anreize zur Be-
schönigung haben. In Zeiten einer bevor-
stehenden Wahl könnten Regierungen 
Schätzungen beispielsweise nutzen, um 
ihre Wiederwahlchancen zu erhöhen.1 
Parteien, die eine geringe Steuerbelas-
tung oder hohe Staatsausgaben befür-
worten, könnten durch die Beschönigung 
der Finanzplanung den Eindruck erwe-
cken, dass ihre fiskalpolitischen Maßnah-
men finanzierbar sind. Wähler könnten 
dadurch in ihrem Wahlverhalten beein-
flusst werden. Es ist daher denkbar, dass 
Regierungen zu optimistisch sind und Fi-
nanzschätzungen vor Wahlen beschöni-
gen. Sie könnten zu hohe Steuereinnah-
men, zu niedrige Ausgaben und zu hohe 
Finanzierungssalden schätzen. 

Wissenschaftliche Studien haben sich be-
reits mit der Frage befasst, ob Wieder-
wahlmotive und parteipolitische Zusam-
mensetzungen von Regierungen die 
Schätzungen öffentlicher Finanzen beein-
flussen. Die Schätzungen waren auf Bun-
desebene für die Jahre 1968–2003 zu op-
timistisch: Schätzungen der Staatsver-

 1 Die Theorie politischer Wahlzyklen lässt expansi-
ve Fiskalpolitiken vor Wahlen erwarten. Wie poli-
tische Wiederwahlmotive die Fiskalpolitik beein-
flussen, zeigen bspw. Berger und Woitek (1997), 
de Haan und Klomp (2013) und Klomp und de 
Haan (2013).

schuldung waren vor Wahlen niedriger; 
zudem waren Schulden-, Steuer- und 
Ausgabenschätzungen unter konservati-
ven Regierungen niedriger (vgl. Heine-
mann 2006). Für kurzfristige Steuereinnah-
meschätzungen im Zeitraum 1971–2013 
zeigen die Ergebnisse von Buettner und 
Kauder (2015) keine Verzerrung oder Ein-
flüsse durch Wiederwahlmotive oder die 
parteipolitische Zusammensetzung von 
Bundesregierungen; allerdings beeinflus-
sen Regierungen potenziell die Einnahme-
schätzung, indem sie die zugrunde liegen-
de BIP-Prognose erstellen und die Auswir-
kungen von Steuerrechtsänderungen auf 
die Einnahmen einberechnen. Mittelfristige 
Schätzungen zwischen 1968 und 2012 
bezüglich künftiger Steuereinnahmen wa-
ren nach oben verzerrt; insbesondere 
nach der deutschen Wiedervereinigung 
(vgl. Breuer 2015). Für die alten Bundes-
länder zeigen die Ergebnisse von Bischoff 
und Gohout (2010) für den Zeitraum 
1992–2002 nicht, dass Wiederwahlmotive 
oder die parteipolitische Zusammenset-
zung von Landesregierungen einen Ein-
fluss auf die Schätzung der Steuereinnah-
men hatten. Allerdings korrelierte die An-
zahl an Wählern, die mit den amtierenden 
Parteien unzufrieden waren, mit Schätzun-
gen über höhere Steuereinnahmen. 

Wir untersuchen, ob Politiker Schätzun-
gen von Ausgaben, Steuereinnahmen 
und Finanzierungssaldo auf Landesebene 
beschönigen. Außerdem analysieren wir 
Unterschiede in der systematischen Be-
schönigung fiskalischer Kennziffern zwi-
schen den Regierungen der alten und der 
neuen Bundesländer. Die Ergebnisse zei-
gen, dass in den Jahren vor einer Land-
tagswahl, verglichen mit den anderen 
Jahren, die Regierungen der neuen Bun-
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desländer die Landesausgaben um 0,20% des BIP unter-
schätzten; ebenso die Steuereinnahmen (0,36% des BIP) 
und den Finanzierungssaldo (0,30% des BIP). Durch die 
nach unten verzerrte Schätzung von Landesausgaben und 
Steuereinnahmen schätzten die Regierungen der neuen 
Bundesländer einen insgesamt kleineren Haushalt. In den 
alten Bundesländern zeigte sich jedoch kein Indiz für einen 
Einfluss der jeweiligen Landesregierung auf die Finanzpla-
nung aufgrund von Wiederwahlmotiven.

Finanzplanung

Artikel 109 des Grundgesetzes besagt, dass die Bundes-
länder autonom und unabhängig ihren Haushalt festlegen 
dürfen. Im Jahr 1968 führten der ehemalige Finanzminister 
Franz Josef Strauß (CSU) und sein Nachfolger Alex Möller 
(SPD) die mittelfristige Haushalts- und Finanzplanung auf 
Bundes- und Länderebene ein. Finanzpläne werden im Bud-
getierungsprozess erstellt und beinhalten Schätzungen der 
öffentlichen Finanzen für das gegenwärtige und die vier fol-
genden Jahre. Die geschätzten Kennzahlen beinhalten un-
ter anderem auch Ausgaben, Steuereinnahmen und den 
Finanzierungssaldo. Obwohl die Länder auch Transferzah-
lungen vom Bund und von anderen Ländern über den Län-
derfinanzausgleich erhalten, sind Steuereinnahmen die 
wichtigste Einkommensquelle der Länder. Die Schätzungen 
der Steuereinnahmen werden auf Bundesebene von der 
unabhängigen Expertengruppe Arbeitskreis Steuerschät-
zungen erstellt. Im Rahmen einer Regionalisierung wird be-
rechnet, wie viele Steuereinnahmen jedem Bundesland zu-
stehen. Die Regierungen der einzelnen Länder passen dann 
diese Zahlen aufgrund des Zeitpunkts der Budgetierung, 
der wirtschaftlichen Entwicklung des Bundeslands und et-
waiger Steuerreformen an.

Für manche Bundesländer gibt es für bestimmte Jahre kei-
ne Finanzpläne, da einige Landesregierungen den Haushalt 
gleich für zwei Jahre verabschieden (Doppelhaushalt), so 
dass auch Finanzpläne nur alle zwei Jahre veröffentlicht wer-
den. Hier werden die wichtigsten Kennzahlen bezüglich der 
Jahre t und t + 1 untersucht, da die Haushaltsplanung der 
Regierungen auf den Schätzungen für die Jahre t und t + 1 
basieren.

Deskriptive Statistiken

Wir verwenden die Finanzpläne der Finanzministerien der 
Länder von 1980–2014 für die alten Bundesländer und die 
Finanzpläne der Jahre 1996–2014 für die neuen Bundes-
länder.2 Ein positiver (negativer) Schätzfehler impliziert, dass 
der erwartete Wert einer Finanzkennzahl größer (kleiner) war 

 2 Aufgrund der Wiedervereinigung werden die Finanzpläne der neuen Bun-
desländer vor 1996 und für Berlin für den Zeitraum von 1990 bis 1995 
ausgeschlossen.

als der ex post realisierte Wert. Der durchschnittliche Schätz-
fehler für die Gesamtausgaben und Steuereinnahmen für 
das gegenwärtige und das kommende Jahr war kleiner als 
0,07% des BIP. Der durchschnittliche Schätzfehler für den 
Finanzierungssaldo war größer: Der Finanzierungssaldo 
wurde im Durchschnitt für das gegenwärtige Jahr um 0,22% 
und für das kommende Jahr um 0,15% des BIP unter-
schätzt. 

Wir unterscheiden bei den Schätzfehlern der drei Finanz-
kennzahlen für die Jahre t und t + 1 zwischen der letzten 
Schätzung vor einer Wahl und der Schätzung in anderen 
Jahren. Im Folgenden wird die letzte Schätzung vor einer 
Wahl als »Vorwahljahrschätzung« im Gegensatz zu »anderen 
Schätzungen« bezeichnet. Die Gesamtausgaben waren, mit 
der Ausnahme von Schätzungen im Jahr t in anderen Jah-
ren, im Durchschnitt niedriger als geschätzt. Schätzungen 
der Gesamtausgaben vor Wahlen scheinen sich von ande-
ren Jahren zu unterscheiden. Schätzfehler der Steuerein-
nahmen waren ziemlich klein und vor Wahlen und in den 
anderen Jahren ähnlich. Der Finanzierungssaldo wurde im 
Durchschnitt unterschätzt; die Neuverschuldung war also 
geringer als angenommen. Der Schätzfehler vor Wahlen und 
der Schätzfehler in anderen Jahren waren fast nie statistisch 
signifikant voneinander verschieden.

Es ist denkbar, dass sich die Ergebnisse für die alten und 
neuen Bundesländer unterscheiden, da sich die Institutionen 
in den Jahren 1949–1990 unterschiedlich entwickelten und 
diese Diskrepanzen die Finanzplanung nach der Wiederver-
einigung beeinflussten. In vielen Fällen war der Unterschied 
zwischen der Vorwahljahrschätzung und den Schätzungen 
der anderen Jahre in den neuen Bundesländern größer als 
in den alten Bundesländern. In den neuen Bundesländern 
waren Schätzfehler vor Landtagswahlen meist kleiner als in 
den anderen Jahren. Schätzfehler bezüglich der Gesamt-
ausgaben im Jahr t (t + 1) waren im Durchschnitt 0,11% des 
BIP (0,23% des BIP) kleiner als in den anderen Jahren. Der 
Unterschied zwischen dem Schätzfehler vor Landtagswah-
len im Vergleich zu den anderen Jahren ist für die neuen 
Bundesländer auf dem 10%-Niveau statistisch signifikant. 
Schätzfehler, die die Steuereinnahmen betreffen, waren vor 
Wahlen im Jahr t (t + 1) durchschnittlich 0,01% des BIP 
(0,02% des BIP) kleiner (größer) im Vergleich zu den anderen 
Jahren. Die Schätzfehler des Finanzierungssaldos im Jahr t 
(t + 1) waren im Durchschnitt 0,01% des BIP (0,02% des 
BIP) größer (kleiner) als in den anderen Jahren.

Empirische Analyse

Wir schätzen ein Paneldatenmodell zur Erklärung der 
Schätzfehler einzelner Finanzkennziffern. Die abhängige Va-
riable stellt den Unterschied zwischen der Schätzung und 
dem realisierten Wert für Gesamtausgaben, Steuereinnah-
men oder Finanzierungssaldo relativ zum realisierten BIP 
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dar (in einem Bundesland in einer Periode mit Schätzhori-
zont 0 oder 1). Die wichtigste erklärende (Dummy-)Variab-
le namens Vorwahljahrschätzung nimmt den Wert 1 an, 
wenn die Schätzung die letzte Schätzung vor einer Land-
tagswahl war (vorher festgelegte Wahlen sind exogen in 
dem Sinne, als dass der Wahlzeitpunkt nicht durch die ge-
schätzten Finanzkennzahlen beeinflusst werden kann). Als 
Kontrollvariablen verwenden wir die parteipolitische Zusam-
mensetzung der betreffenden Landesregierung3 und die 
Arbeitslosenquote (um auf Anreize zur Beschönigung der 
Schätzung in wirtschaftlich guten oder schlechten Zeiten 
einzugehen).4 Zudem kontrollieren wir für den Mean-Rever-
sion-Effekt, für Autokorrelation des Schätzfehlers und neh-
men fixe Effekte auf Bundesland- und Jahresebene auf. Wir 
schätzen lineare Paneldatenmodelle mit robusten Stan-
dardfehlern. 

Die obere Zeile in Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse für alle deut-
schen Bundesländer. In Spalte (1) ist der geschätzte Koef-
fizient der Schätzung der Gesamtausgaben für das gegen-
wärtige Jahr und in Spalte (2) sind die Ergebnisse der Reg-
ression der Ausgabenschätzung für das Folgejahr gezeigt. 
Der Koeffizient der Vorwahljahrvariable ist statistisch nicht 
signifikant. Bei den Kontrollvariablen (in der Tabelle nicht 
gezeigt) ergibt sich ein gemischtes Bild: Während der Koef-
fizient der Variable, die die parteipolitische Zusammenset-
zung der Landesregierungen beschreibt, statistisch nicht 
signifikant ist, erweist sich der Koeffizient des verzögernden 
Schätzfehlers in Spalte (1) und (2) als statistisch signifikant. 
Numerisch bedeutet der Koeffizient in Spalte (1), dass durch 
eine Vergrößerung des Schätzfehlers um 1% des BIP der 
gegenwärtige Schätzfehler um 0,32% des BIP steigt. Der 

 3 Wir unterscheiden zwischen linken und konservativen Regierungen, 
indem wir die Variable Links verwenden. Die Variable Links nimmt den 
Wert 1 an, wenn die amtierende Landesregierung linksorientiert ist (die 
SPD ohne Koalitionspartner oder die SPD in einer Koalition mit den Grü-
nen, Die Linke oder der FDP), 0,5 wenn es eine Regierung der Mitte gibt 
(Große Koalition oder Koalition der CDU mit den Grünen oder mit den 
Grünen und der FDP) und 0 wenn eine amtierende Regierung konserva-
tiv geprägt ist (CDU/CSU ohne Koalitionspartner oder in einer Koalition 
mit der FDP). 

 4 Die Schlussfolgerungen verändern sich nicht, wenn wir statt der Arbeits-
losenquote die Wachstumsrate des BIP heranziehen.

Koeffizient der verzögerten Arbeitslosenquote ist nicht sta-
tistisch signifikant. Spalten (3) bis (6) geben die Ergebnisse 
für die Steuereinnahmen und den Finanzierungssaldo an. 
Der Koeffizient der Vorwahljahrvariable ist in keinem Szena-
rio statistisch signifikant. Der Koeffizient der Variable, die die 
politische Orientierung beschreibt, ist in Spalte (5) signifikant. 
Das bedeutet, dass unter einer linksorientierten Landesre-
gierung der Schätzfehler bezüglich des Finanzierungssaldos 
um 0,6 Prozentpunkte des BIP kleiner war als unter einer 
konservativen Regierung. Der Koeffizient der verzögerten 
Realisierung des Finanzierungssaldos ist in Spalte (5) eben-
falls signifikant.

Wir schätzen im nächsten Schritt unser empirisches Modell 
für die alten und neuen Bundesländer getrennt. Die mittlere 
Zeile in Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse für die neuen Bundes-
länder (ohne Berlin).5 Der Koeffizient der Vorwahljahrvariab-
le ist negativ und statistisch signifikant für die Gesamtaus-
gaben in den Jahren t und t + 1 (Spalte 1 und 2), für Steuer-
einnahmen im Jahr t (Spalte 3) und für den Finanzierungs-
saldo im Jahr t (Spalte 5). Die numerische Bedeutung des 
Koeffizienten in Spalte (1) ist, dass in Vorwahljahren die Ge-
samtausgaben um 0,20% des BIP (verglichen mit den an-
deren Jahren) unterschätzt wurden. Steuereinnahmen wur-
den in Vorwahljahren um 0,36% des BIP zu niedrig ge-
schätzt; der Finanzierungssaldo wurde in Vorwahljahren um 
0,30% des BIP unterschätzt (Spalte 5).6 Der Koeffizient der 
Variable, die die parteipolitische Zusammensetzung der Lan-
desregierungen beschreibt, ist für die Gesamtausgaben für 
die Jahre t und t + 1 und für die Steuereinnahmen im Jahr t 
statistisch signifikant. Der Koeffizient in Spalte (1) bedeutet, 
dass linksorientierte Landesregierungen gegenüber konser-

 5 Für Berlin liegen keine Daten für den Osten und Westen der Stadt sepa-
rat vor. Berlin ist deshalb nur in den Schätzungen inklusive aller 16 Bun-
desländer berücksichtigt.

 6 Die Summe der Schätzfehler der Steuereinnahmen und des Finanzie-
rungssaldos ergibt nicht den Schätzfehler der Gesamtausgaben. Der 
Unterschied basiert auf Schätzfehlern, die nicht in den Bereich Steuern 
fallen; beispielsweise durch Transferzahlungen von der Bundesebene, 
Einkünfte von staatlichen Unternehmen, Kapitaleinnahmen, Gebühren 
und Strafen. Allerdings sind Steuern die wichtigste Einkommensquelle für 
sämtliche Bundesländer.

 
Tab. 1 
Koeffizienten der Variable »Vorwahljahrschätzung«“ aus separaten Schätzungen für alle deutschen,  
neue und alte Bundesländer (Kontrollvariablen nicht dargestellt) 

 (1) (2) (3) (4) (5) (6) 
Schätzfehler 
Ausgaben 

Schätzfehler 
Steuereinnahmen 

Schätzfehler 
Finanzierungssaldo 

Jahr t Jahr t + 1 Jahr t Jahr t + 1 Jahr t Jahr t + 1 
Vorwahljahr-Schätzung – 
alle deutschen Bundesländer 

– 0,083 
   (0,050) 

– 0,076 
   (0,061) 

– 0,029 
   (0,026) 

– 0,000 
   (0,031) 

0,025 
(0,046) 

   0,008 
   (0,054) 

Vorwahljahr-Schätzung – 
neue Bundesländer 

– 0,198* 
  (0,083) 

    – 0,552*** 
   (0,102) 

   – 0,362** 
   (0,114) 

– 0,251 
   (0,209) 

 – 0,296*** 
(0,059) 

– 0,099 
   (0,202) 

Vorwahljahr-Schätzung – 
alte Bundesländer 

– 0,052 
   (0,046) 

– 0,016 
   (0,034) 

– 0,013 
   (0,015) 

   0,021 
   (0,024) 

0,039 
(0,049) 

   0,019 
   (0,044) 

Fixed-Effects-Regressionen mit robusten Standardfehlern (in Klammern); * signifikant zum 10%-Niveau, ** signifikant zum 
5%-Niveau, *** signifikant zum 1%-Niveau.  

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts 
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vativen Regierungen die Gesamtausgaben um 0,66% des 
BIP überschätzten. 

Die untere Zeile in Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse für die alten 
Bundesländer. Der Koeffizient der Vorwahljahrvariable ist in 
keinem Szenario statistisch signifikant. 

In einem weiteren Schritt untersuchen wir den Schätzfehler 
für die Gesamtausgaben, Steuereinnahmen und den Finan-
zierungssaldo für die Jahre t + 2, t + 3 und t + 4 als abhän-
gige Variable. Der Koeffizient der Vorwahljahrvariable ist nur 
in einer Spezifikation statistisch signifikant: Der Finanzie-
rungssaldo im Jahr t + 3 wurde in den neuen Bundesländern 
in Vorwahljahren (verglichen mit den anderen Jahren) um 
0,47% des BIP unterschätzt (Ergebnisse nicht in Tabelle 
dargestellt).

Schlussfolgerungen

Die Ergebnisse unserer Analyse zeigen, dass es keine Hin-
weise auf eine Beeinflussung der Finanzpläne durch Wie-
derwahlmotive in den alten Bundesländern gibt. Somit wer-
den die Ergebnisse von Bischoff und Gohout (2010) unter-
stützt. Allerdings unterschätzten die Regierungen der neuen 
Bundesländer in Jahren vor Landtagswahlen (verglichen mit 
den anderen Jahren) die Gesamtausgaben um rund 0,20% 
des BIP, die Steuereinnahmen um 0,36% des BIP und den 
Finanzierungssaldo um 0,30% des BIP. Demzufolge waren 
die Regierungen der neuen Bundesländer zu optimistisch 
im Hinblick auf die Gesamtausgaben und den Finanzie-
rungssaldo und zu pessimistisch bezüglich der Steuerein-
nahmen. Unsere Vermutung, dass Landesregierungen vor 
Landtagswahlen die Schätzungen aller drei untersuchten 
fiskalischen Kennziffern beschönigen, wird nicht unterstützt. 
Indem die Regierungen der neuen Bundesländer geringere 
Gesamtausgaben und Steuereinnahmen schätzten, unter-
schätzen sie vielmehr das Volumen des Haushalts und über-
schätzen ihre Fähigkeit, die Staatstätigkeit zu verkleinern. 

Warum unterschätzen die Regierungen der neuen Bundes-
länder, aber nicht die der alten Bundesländer die Größe ih-
rer Staatstätigkeit?7 Es ist weithin bekannt, dass in den neu-
en Bundesländern die Erfahrungen mit dem Kommunismus 
die sozialen Normen und die Einstellung gegenüber der Re-
gierung anders beeinflusst haben als das kapitalistische Sys-
tem im Westen (vgl. Alesina und Fuchs-Schündeln 2007; 
Brosig-Koch et al. 2011). Viele Studien identifizieren Unter-
schiede zwischen den neuen und alten Bundesländern in 
den Bereichen individueller Zusammenarbeit und Solidarität 
(vgl. Ockenfels und Weimann 1999; Brosig-Koch et al. 
2011), persönlicher Präferenzen für Sozialpolitik und Um-

 7 Vorherige Untersuchungen haben ergeben, dass sich ideologisch 
geprägte Reformen in den alten und neuen Bundesländern unterschei-
den (vgl. Tepe und Vanhuysse 2014; Kauder und Potrafke 2013; Potrafke 
2013).

verteilung (vgl. Corneo 2004; Alesina und Fuchs-Schündeln 
2007) und Ungleichheit bezüglich Löhnen, Einkommen und 
Konsum (vgl. Fuchs-Schündeln et al. 2010). Wir können 
allerdings nicht überprüfen, ob Unterschiede in den sozialen 
Normen und Einstellungen gegenüber der Regierung die 
Ursache für unsere Untersuchungsergebnisse sind. Viel-
mehr schlagen wir eine andere Erklärung vor. Zur Zeit der 
Wiedervereinigung versprach der damalige Kanzler Helmut 
Kohl »blühende Landschaften« in den neuen Bundesländern 
und damit implizit eine schnelle Angleichung an den ökono-
mischen Wohlstand im Westen. Allerdings ist die Staatstä-
tigkeit, gemessen an den Staatsausgaben, in den neuen 
Bundesländern, trotz einiger Angleichungen seit den 1990er 
Jahren, immer noch deutlich größer als in den alten Bun-
desländern. Wir vermuten, dass die Regierungen der neuen 
Bundesländer die Schätzungen in Vorwahljahren als kosten-
günstiges Signal nutzen, um einen höheren Angleichungs-
grad an die alten Bundesländer zu signalisieren. Politiker in 
den neuen Bundesländern könnten durchaus in dem Glau-
ben sein, dass eine ähnliche Größe des öffentlichen Sektors 
beim Wähler trotz der stärkeren Präferenz für Umverteilung 
auf Anklang stoßen könnte.8 Ob jedoch die Wählerschaft 
diese Versprechen honoriert, haben wir nicht adressiert und 
muss Gegenstand weiterer Untersuchungen sein. 
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